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Kampf gegen den Bonner Verrat!
Eine knappe Mehrheit der Abgeordneten des Bundestages hat am 19. März den Todespakten von Bonn 

und Paris die Zustimmung gegeben. Damit ist der Weg zur Ratifizierung durch den Bundespräsidenten frei. 
Was hinter den Kulissen durch eine verbrecherische Geheimdiplomatie jahrelang vorbereitet wurde, ist jetzt 
Wirklichkeit geworden: Die westdeutsche imperialistische Reaktion verschmilzt mit der anglo-amerikanischen; 
unverhohlen wird die unmittelbare und direkte Macht der amerikanischen Monopole errichtet.

Am 5. März hatte das Bundesverfassungsgericht sich für unzuständig zur Entscheidung über die Vereinbar
keit dieser Verträge mit dem Grundgesetz, der Verfassung des Bonner Separatstaates, erklärt. Dieser Ge
richtshof — dazu berufen, die Verfassung und damit die Rechte der Bürger zu schützen — hat vor der 
Regierung Adenauer und den Okkupationsmächten kapituliert. Vor die Frage gestellt, mit der gewaltigen 
Mehrheit der westdeutschen Bevölkerung auf der Grundlage der Verfassung sich der verräterischen Politik 
Adenauers zu widersetzen oder mit der Regierung Adenauer gegen das deutsche Volk und seine fundamen
talen Lebensinteressen zu gehen, zögerte dieses Gericht keinen Augenblick, sich auf die Seite der Regierung 
zu stellen und sich vor den Karren ihrer volksfeindlichen Politik spannen zu lassen.

Die letzte Barriere ist gefallen, die Lawine der imperialistischen Okkupation kann ihren Lauf nehmen. 
Die Verfassung ist durchbrochen und mit ihr sind die spärlichen demokratischen Rechte und Freiheiten, die 
sie der westdeutschen Bevölkerung sichern sollte, beseitigt. Unter der Herrschaft des Generalvertrages kann 
es keine —• auch nicht begrenzte und beschnittene — Rechte der Bürger geben.

Alle politischen, militärischen und ökonomischen Fragen, die das Schicksal der westdeutschen Bevölkerung 
und jedes seiner Bürger betreffen, werden nach den Verträgen allein durch die anglo-amerikanischen Mächte 
entschieden. Die politische Gewalt geht in die Hände des Oberkommandierenden der Atlantikpaktstreitkräfte 
über, der nach seinem Gutdünken den Ausnahmezustand verhängen und so die Militärdiktatur in West
deutschland errichten kann. Die westdeutsche Bevölkerung wird ihres Rechtes beraubt, selbständige Streit
kräfte zum Schutze ihrer Heimat zu unterhalten, dafür wird ihr die Verpflichtung auferlegt, Kontingente für 
eine unter amerikanischem Befehl stehende Söldnerarmee zu liefern. Die Verfügungsgewalt über die ökono
mischen Ressourcen, über alle Industrieunternehmen und Rohstoffe, wird in die Hand der Imperialisten gelegt, 
die sie, unter Ausschluß jedes Mitbestimmungsrechts der deutschen Bevölkerung, für die Zwecke ihrer Kriegs
vorbereitung einsetzen können.

Westdeutschland wird auf den Status eines ohnmächtigen Protektorats hinabgedrückt, das Recht des deut
schen Volkes auf nationale Selbstbestimmung, auf Unabhängigkeit und Souveränität schmählich verraten. 
Der Bonner Staatsapparat erweist sich nun eindeutig als Instrument zur Durchsetzung der „Integration“, d. h. 
der imperialistischen Intervention. Diese Intervention erfordert die Brechung des Freiheitswillens des deut- 
chen Volkes, die Niederschlagung jeglichen Widerstandes der westdeutschen Bevölkerung gegen Unterdrückung, 
Ausplünderung und Rekrutierung für fremde Interessen.

Die sogenannte „parlamentarische Opposition“, die die rechte SPD-Führung. devoter Helfershelfer der impe
rialistischen Mächte, in Szene setzte, hat sich als reines Betrugsmanöver entlarvt. Die „Opposition“ verwies, 
als Adenauer die Kriegsverträge Unterzeichnete, auf die Zustimmung durch das Parlament und, im Parlament 
„geschlagen“, verweist sie nun auf die „Verfassungsklage“, die sie vor dem Bundesverfassungsgericht erheben 
werde — vor demselben Gericht, das sich Anfang des Monats für nicht befugt erklärte, sich in die Politik der 
Regierung einzumischen. All dies sind niederträchtige Manöver, um die Massen zu täuschen, um sie vom 
Kampf für die nationale Freiheit, für ihre demokratischen Rechte, vom Kampf für den Frieden und die staatliche 
Einheit abzuhalten.

Der Schritt, den die amerikanische und die deutsche imperialistische Reaktion mit den Bonner und Pariser 
Verträgen wagt, ist nicht ein Zeichen ihrer Stärke, sondern ihrer Schwäche. Die Adenauer-Regierung, auf sich 
selbst gestellt, würde sich keinen Tag halten können; denn die um ihre Rechte und Freiheiten kämpfende 
westdeutsche Bevölkerung würde sie hinwegfegen. Die Kluft zwischen der Regierung Adenauer und den 
Interessen der westdeutschen Bevölkerung hat sich noch mehr vertieft. Der nationale Befreiungskampf ebbt 
auch nach dem Verrat nicht ab — im Gegenteil: er tritt in eine höhere Etappe seiner Entwicklung.

Wenige Stunden nach der Annahme der Verträge in Bonn traten die Volkskammer und die Länderkammer 
der Deutschen Demokratischen Republik zu einer gemeinsamen außerordentlichen Tagung zusammen, die dadurch 
ihre besondere Bedeutung erhielt, daß an dieser Tagung Vertreter der „Deutschen Sammlung“ teilnahmen, 
dieser breiten, alle Schichten der Bevölkerung umfassenden, patriotischen Bewegung Westdeutschlands, die 
mehr als 15 Millionen westdeutscher Bürger in sich vereint.

Von Berlin aus wurde das deutsche Volk zu dem heiligen Gelöbnis aufgerufen:
„Durch den gemeinsamen Kampf aller deutschen Patrioten muß die Durchführung der Kriegsverträge 

von Bonn und Paris verhindert werden. Nachdem Adenauer den Weg vom Separatisten zum Verräter an 
ganz Deutschland gegangen ist, nachdem das Adenauer-Regime dazu übergeht, Westdeutschland in das 
Vorfeld des amerikanischen Krieges zu verwandeln, gebietet die nationale Pflicht und Ehre jedem Deut
schen, am Kampf zum Sturz dieses Regimes des nationalen Verrates teilzunehmen.

Alle Deutschen vereinen sich in der Forderung: Sofortige Einberufung einer Viermächtekonferenz zur 
Schaffung eines Friedensvertrages mit Deutschland.“

Westdeutschland soll auf Befehl der imperialistischen Kriegshetzer zur stärksten Bastion der Vorberei
tung und Auslösung ihres Krieges auf dem europäischen Kontinent gemacht werden. Deswegen 
trachten sie, ihre Herrschaft in Westdeutschland durch die Kriegsverträge zu festigen. Inzwischen soll West-
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